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Fraktion DIE LINKE.

Titel der Drucksache:

Alte Zahnklinik - bezahlbarer Wohnraum
Drucksache 0352/12

Stadtrat
Entscheidungsvorlage

öffentlich

Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit

Stadtrat 29.02.2012 öffentlich Entscheidung

Beschlussvorschlag

1. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, das Interessensbekundungsverfahren zum
Objekt zu nutzen, um soziales Wohnen bzw. studentisches Wohnen am Standort in den
Mittelpunkt zu stellen.

2. Die entsprechende Nutzung des Objekts ist so schnell wie möglich anzustreben.
3. Unabhängig vom Interessenbekundungsverfahren ist eine Übertragung des Objektes an

das Kommunale Wohnungsunternehmen zur Schaffung von Wohnraum zu prüfen

20.02.2012, gez. Blechschmidt  
Datum, Unterschrift
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Nachhaltigkeitscontrolling x Nein Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling x Nein Ja, siehe Anlage

Finanzielle Auswirkungen x Nein Ja → Nutzen/Einsparung Nein Ja, siehe Sachverhalt

↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /
Personalkosteneinsparung (in VbE)

Deckung im Haushalt Nein Ja Gesamtkosten EUR

↓
2012 2013 2014 2015

Verwaltungshaushalt Einnahmen EUR EUR EUR EUR

Verwaltungshaushalt Ausgaben EUR EUR EUR EUR

Vermögenshaushalt Einnahmen EUR EUR EUR EUR

Vermögenshaushalt Ausgaben EUR EUR EUR EUR

Deckung siehe Entscheidungsvorschlag

Fristwahrung

Ja x Nein

Anlagenverzeichnis

Sachverhalt

Über Presseveröffentlichungen in den letzten Wochen informierte die Stadtverwaltung, dass es
für die frühere Zahnklinik in der Nordhäuser Straße ein Interessenbekundungsverfahren geben
soll. Mögliche Käufer sollen bei der Stadt ihre Nutzungs- und Finanzierungskonzepte vorstellen.
Weiterhin soll es ein Wertgutachten zum Objekt geben.

Der Antragsteller  verfolgt mit der  Vorlage u.a. das Ziel, den Bestand an kommunalem Wohnraum
in der Stadt Erfurt zu vergrößern und im vorliegenden Falle den künftig steigenden Bedarf an
studentischem und sozialem Wohnraum gerecht zu werden.

Die Dringlichkeit ergibt sich aus dem bereits laufenden Interessenbekundungsverfahren.


